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Flüchtlingszuwanderung und bürger
schaftliches Engagement

Jutta Aumüller

 t Der „Neuigkeitswert“ im gegenwärtigen Engagement für Flüchtlinge liegt in der enorm ge

stiegenen quantitativen Dimension, in der besonderen Struktur dieses Engagements und in 

der Entstehung vielfältiger und innovativer Engagementformen. 

 t Die Haltung der örtlichen Bevölkerung ist fast immer dreifach geteilt: Es gibt die Gruppe 

derjenigen, die kompromisslos gegen Zuwanderung sind, und es gibt die Gruppe derjeni

gen Menschen, die grundsätzlich offen für Zuwanderung sind. Die anteilsmäßig größte 

Gruppe von schätzungsweise 60 % bildet die „ambivalente Mitte“. Sie besteht aus jenen 

Gruppen in der lokalen Bevölkerung, die auf gesellschaftliche Wandlungsprozesse häufig 

mit Verlustängsten reagieren, zugleich aber wenig Kontakte zu Flüchtlingen und Zugewan

derten haben. Sie müssen in ihren Wertvorstellungen und Emotionen angesprochen wer

den, um sie in eine unterstützende Haltung einzubinden.

 t Die Formvielfalt des Engagements reicht von Sachspenden über Alltagsbetreuung bis zu 

unterschiedlichsten innovativen Projekten. Begünstigend ist, dass die Freiwilligen selbst 

bestimmen können, wie intensiv ihre Berührungspunkte mit den Flüchtlingen sind. Es exis

tiert ein breiter Einstiegskorridor.

 t Ehrenamtliche Unterstützungsinitiativen haben nicht nur eine wichtige Funktion für ver

besserte Betreuungs und Integrationsangebote, sondern können auch Anwohnerreaktio

nen auf die Einrichtung von Flüchtlingsunterkünften positiv prägen. 

 t Die Aufnahme und Unterbringung von Geflüchteten erfordert in den Kommunen eine pro

fessionelle Struktur für solche Bereiche, für die Ehrenamtliche nicht zuständig sein wollen 

oder können. Beispielgebend ist das Konzept zur Aufnahme und Integration von Flüchtlin

gen in Bremen (2013), das eine klare Arbeitsteilung zwischen professionellem und ehren

amtlichem Handeln vornimmt.
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 t Die Rolle der Verwaltung sollte vor allem darin liegen, die Vernetzung des Engagements 

auf kommunaler Ebene zu unterstützen und eine „zeitschonende Form“ der Vernetzung zu 

ermöglichen. 

 t Überall dort, wo die Verwaltung engagierte Bürger auf die Funktion von Zuarbeitern und 

Handlangern reduziert, entstehen Reibungspunkte. Der Steuerungsanspruch der Verwal

tung kann durchaus in Spannungen zur Eigendynamik und eigenständigen Kreativität des 

zivilgesellschaftlichen Engagements geraten. 

 t „Ehrenamt braucht Hauptamt“ – gerade das Flüchtlingsengagement erfordert eine gute Ab

stimmung beider Kompetenzbereiche. Eine langfristige Unterstützung des hohen Engage

ments für Flüchtlinge wird mit einer LowBudgetStrategie nicht zu bewerkstelligen sein. 

 t Die enorme Zuwanderung geflüchteter Menschen wirft eindrücklich die Frage auf, wie die 

Partizipation von Menschen gedacht werden kann, die über keinen gesicherten Aufent

haltsstatus verfügen und von wesentlichen Bürgerrechten ausgeschlossen sind. Dies ist 

eine entscheidende Frage zukünftiger demokratischer Entwicklung, weil das Ankommen 

von Menschen, von denen ein Teil längerfristig bleibt, ein Teil wieder gehen wird, mittler

weile einen grundlegenden Modus im gesellschaftlichen Prozess bildet. 

 t Eine einseitig gelebte Willkommenskultur ist nur eine halbe Willkommenskultur. 

Die gegenwärtige Situation in der Flüchtlingsaufnahme

Das Jahr 2015 hat der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Flüchtlingszuwanderung von bislang 
unbekanntem Ausmaß beschert. Von Januar bis 
November sind bislang mehr als 900.000 ge-
flüchtete Menschen eingereist. Bereits in den 
vorausgegangenen Jahren standen die Zeichen 
auf ansteigende Aufnahme von Asylbewerbern – 
nachdem 2008 diese Zahl mit 28.000 Asylanträ-
gen auf den niedrigsten Stand seit den 1990er- 
Jahren gesunken war. Anfang 2015 war für das 
laufende Jahr ein Anstieg der Asylbewerberzah-
len auf 400.000 Personen prognostiziert wor-
den, eine Prognose, die bereits im ersten Halb-
jahr mehrfach nach oben korrigiert wurde. Mit 
der einseitigen Außerkraftsetzung des Dublin- 
Verfahrens in der Flüchtlingsaufnahme, die die 
deutsche Bundesregierung im September vor-
nahm, erreichte die Zuwanderung eine Dimen-

sion, die alle bisherigen Erwartungen  übersteigt. 
Insbesondere der anhaltende Bürgerkrieg in Sy-
rien sowie die schwierige wirtschaftliche und 
menschenrechtliche Lage in den westlichen Bal-
kanstaaten Kosovo, Albanien und Serbien zwan-
gen Hunderttausende von Menschen, sich auf 
die Flucht nach Mitteleuropa zu begeben, und 
sie werden dies voraussichtlich auch in nächster 
Zukunft tun.

Die aktuelle Flüchtlingszuwanderung wird flan-
kiert von einem enormen Ausmaß an zivilgesell-
schaftlichem Engagement, das den Geflüchte-
ten gilt. Die Bilder einer beispiellosen Willkom-
menskultur, für die insbesondere Tausende frei-
willig engagierter Personen stehen, gingen um 
die Welt. Klar ist: Ohne das Engagement dieser 
Freiwilligen könnten die Anforderungen der 
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Flüchtlingsaufnahme nicht auf dem gegenwär-
tigen Niveau bewältigt werden.

Das zivilgesellschaftliche Engagement für Flücht-
linge verläuft derzeit zweigleisig und umfasst die 
kurzfristige wie auch eine langfristige Unterstüt-
zung von geflüchteten Menschen.

Die kurzfristige Unterstützung umfasst die Or-
ganisation und Ausgabe von Sachspenden und 
raschen Hilfen und wird vor allem über lokale 
Unterstützerkreise organisiert, die in der Regel 
an den Gemeinschaftsunterkünften angedockt 
sind. Die Helfenden agieren nach Bedarf und 
entsprechend ihrer zeitlichen Möglichkeiten, 
häufig im Rahmen eines Schichtbetriebs. Ein 
großer Teil der Organisation läuft über Internet- 
Verteiler. Typisch dabei sind rasch wechselnde 
Bedarfe in den Hilfsangeboten, und auch von den 
Helfenden wird eine hohe Flexibilität gefordert. 
In der aktuellen Krise übernehmen Flüchtlinge 
selbst hoheitliche Aufgaben, die die überlaste-
ten Behörden nicht in der geforderten Schnel-
ligkeit erbringen können.

In Berlin stellte die Initiative „Moabit hilft“ eine 
Grundversorgung für Tausende neu ankom-
mender Flüchtlinge auf die Beine, die bereits seit 
dem Sommer tage- und wochenlang vor dem 
für die Aufnahme zuständigen Landesamt für 
Gesundheit und Soziales (LAGeSo) im Freien 
campieren müssen, richtete eine Behelfsküche 
ein (die auf Anordnung des Gesundheitsamtes 
„aus hygienischen Gründen“ wieder geschlos-
sen werden musste), organisiert die Versorgung 
mit Speisen, Schlafsäcken, Regenplanen, Klei-
dung und anderen elementaren Dingen des all-
täglichen Bedarfs. Freiwillige Ärzte, Hebammen 
und Krankenpfleger übernehmen die medizini-
sche Grundversorgung. Bisweilen übernehmen 
freiwillige Helfer – wie in der oberfränkischen 
Stadt Kulmbach – gleich die Registrierung der 
neu ankommenden Flüchtlinge. Hierfür haben 

Ehrenamtliche des Roten Kreuzes ein Formular 
entwickelt, das elektronisch an die Regierung 
von Oberfranken weitergeleitet wird.1 Diese will-
kürlich gewählten Beispiele ließen sich durch 
eine Vielzahl weiterer Funktionen erweitern, die 
Freiwillige derzeit in der Flüchtlingsaufnahme 
erfüllen.

Die zweite Schiene betrifft die langfristige Un-
terstützung von Flüchtlingen. Dies sind Ange-
bote, die auf Nachhaltigkeit angelegt sind, bei-
spielsweise Patenschaften für Geflüchtete, Men-
torenprojekte, Vormundschaften für unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge sowie alle Maß-
nahmen, die auf die Etablierung einer langfris-
tigen Unterstützungsstruktur abzielen. Zu Letz-
teren zählen etwa Strukturen einer professio-
nellen Koordination und Begleitung des Flücht-
lingsehrenamts. Das Feld der Akteure einer lang-
fristigen Flüchtlingsunterstützung beginnt sich 
derzeit auszuweiten. Auch Kirchen und Wohl-
fahrtsverbände beispielsweise stellen neuerdings 
hauptamtliche Koordinatoren ein, die sich ge-
zielt um das zivilgesellschaftliche Engagement 
für Flüchtlinge und seine Einbindung in Kir-
chengemeinden und Verbandsaktivitäten küm-
mern sollen. Und nicht zuletzt gibt es auch in 
den Kommunen gegenwärtig Überlegungen, wie 
die Flüchtlingsintegration durch ein langfristi-
ges zivilgesellschaftliches Engagement begleitet 
werden kann. Insgesamt befindet sich dieser Be-
reich noch im Aufbau und stellt viele Beteiligte 
– in Kommunalpolitik und Verwaltungen – vor 
die Frage, wie sich das aktuelle Engagement ver-
stetigen lässt.  
 
 
 
 

1 Katja Auer, Wir helfen, Süddeutsche Zeitung vom 
13.10.2015.
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Strukturen des zivilgesellschaftlichen Engagements 
in der Flüchtlingsarbeit

In der Flüchtlingshilfe besitzt das zivilgesell-
schaftliche Engagement eine lange Tradition. In 
den Jahren nach dem Asylkompromiss von 1993, 
als es gesellschaftlich sehr still um das Flücht-
lingsthema wurde, waren es besonders lokale 
Flüchtlingsinitiativen und kirchliche Gruppen, 
die sich – oftmals in Kooperation mit den örtli-
chen Niederlassungen der Wohlfahrtsverbände 
– um die (wenigen) Asylbewerber und vor al-
lem um die langzeitgeduldeten Flüchtlinge vor 
Ort kümmerten. Typischerweise handelte es sich 
dabei um Helferkreise mit einem langjährig sta-
bilen Kern und einer starken humanitären Über-
zeugung, die die Flüchtlinge in ihren oft lang-
wierigen Verfahren und multiplen Problemla-
gen begleiteten (Aumüller/Bretl 2008). Zu den 
Schwerpunkten dieses Engagements gehörte be-
sonders die Begleitung traumatisierter Flücht-
linge sowie von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen (vgl. Stiftung Mitarbeit 2010).

In der gegenwärtigen Flüchtlingszuwanderung 
entsteht eine neue Struktur des zivilgesellschaft-
lichen Engagements. Der „Neuigkeitswert“ im 
gegenwärtigen Engagement für Flüchtlinge liegt 
in den folgenden Aspekten:

• in der enorm gestiegenen quantitativen Di-
mension,

• in der besonderen Struktur des Engagements,

• in der Entstehung vielfältiger und innovativer 
Formen des Engagements für Flüchtlinge.

Der erste dieser Aspekte ist evident. Handelte es 
sich in früheren Jahren um stabile Insider-Krei-
se, die sich dem Engagement für Flüchtlinge 
verschrieben hatten, so ist es derzeit eine aller-
orts dort, wo Flüchtlingsunterkünfte entstehen, 
zu erlebende Erscheinung, dass sich Menschen 
um die neuen Mitbewohner in der Nachbar-

schaft kümmern. Belegt sind vielfach Beispiele, 
in denen eine zunächst eher skeptisch-ambiva-
lente Haltung in der örtlichen Bevölkerung ge-
genüber der Einrichtung von Flüchtlingsunter-
künften letztlich in eine hohe Hilfsbereitschaft 
für die neu ankommenden Menschen umschlug 
(vgl. Aumüller/Gesemann 2014, S. 141; Aumül-
ler/Daphi/Biesenkamp 2015).

In der Ausprägung des bürgerschaftlichen En-
gagements für Flüchtlinge ist die Haltung in der 
örtlichen Bevölkerung fast immer dreifach ge-
teilt: Es gibt die Gruppe derjenigen, die kom-
promisslos gegen Zuwanderung sind und die in 
dieser Haltung kaum beeinflusst werden können, 
und es gibt – komplementär dazu – die Gruppe 
derjenigen Menschen, die grundsätzlich offen 
für die Zuwanderung auch von Flüchtlingen sind. 
Auch in letzterer Gruppe benötigen manche 
Menschen zunächst eine gezielte Ansprache, um 
sich für Flüchtlinge zu engagieren. Die anteils-
mäßig größte Gruppe, schätzungsweise 60 Pro-
zent, bilden die Menschen dazwischen, die in 
ihrer Haltung ambivalent sind. Diese „ambiva-
lente Mitte“ spielt in Willkommensstrategien eine 
besondere Rolle. Es handelt sich um jene Grup-
pen in der lokalen Bevölkerung, die auf gesell-
schaftliche Wandlungsprozesse häufig mit Ver-
lustängsten reagieren, zugleich aber wenig Kon-
takte zu Flüchtlingen und Zugewanderten haben 
und kaum über belegbare Informationen darüber 
verfügen. Sie müssen in besonderer Weise in ih-
ren Wertvorstellungen und Emotionen angespro-
chen werden, um sie in eine unterstützende Hal-
tung einzubinden (vgl. dazu Welcoming Ameri-
ca o. J.; Aumüller/Daphi/Biesenkamp 2015).

Ein zweiter Wandel betrifft die besondere Struk-
tur dieses Engagements. Bislang wissen wir da-
rüber noch wenig Genaues. Interessante An-
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haltspunkte aber gibt eine Umfrage, die am Ber-
liner Institut für empirische Integrations- und 
Migrationsforschung angefertigt wurde (Kara-
kayali/Kleist 2015). Sie beruht auf einer Online- 
Befragung von 460 aktiven Ehrenamtlichen und 
70 Organisationen in der Flüchtlingsarbeit. Zwar 
ist sie damit nicht repräsentativ, dennoch er-
scheinen auch diese nicht repräsentativen Ergeb-
nisse in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert:

• Der überwiegende Teil freiwillig engagierter 
Menschen, etwa 70 Prozent der Responden-
ten in der Umfrage, ist weiblich. Zudem ver-
fügen freiwillig Engagierte in der Flüchtlings-
hilfe über besonders hohe Bildungsabschlüs-
se. Dieser Befund deckt sich mit Beobachtun-
gen zum Engagement vor Ort, das sich viel-
fach aus „gutbürgerlichen Kreisen“ rekrutiert. 
Auch ist der Anteil der Menschen mit Migra-
tionshintergrund unter den Freiwilligen höher, 
als es ihrem Bevölkerungsanteil entspricht.

• Das enorme freiwillige Engagement ist ein 
Phänomen jüngsten Datums. Die befragten 
Organisationen gaben an, dass sich in den 
letzten Jahren durchschnittlich 70 Prozent 
mehr Ehrenamtliche engagieren. Fast die Hälf-
te der Engagierten hat erst in jüngerer Zeit be-
gonnen, sich für Flüchtlinge zu interessieren.

• Ein Großteil des Engagements dreht sich da-
rum, Lücken in der strukturellen Versorgung 
der Geflüchteten zu schließen. Beispielsweise 
sind Freiwillige besonders häufig in der Be-
gleitung von Behördengängen gefordert. Eine 
hohe Priorität nehmen zudem Übersetzungs-
arbeiten sowie die Organisation der ehren-
amtlichen Arbeit selbst ein.

• Das Engagement, so die Studie weiterhin, er-
folgt in vielen Fällen spontan und selbstorga-
nisiert: „Knapp 40 Prozent setzen sich jenseits 
bestehender Strukturen für Flüchtlinge ehren-

amtlich ein – weit über dem Durchschnitt all-
gemeinen freiwilligen Engagements.“

• Hilfe für die Geflüchteten ist nicht die einzige 
Motivation für das Engagement, sondern die 
überwiegende Mehrheit der Befragten möch-
te damit auch politisch tätig werden und ein 
Zeichen gegen die gesellschaftliche Ausgren-
zung von Flüchtlingen setzen (Karakayali/
Kleist 2015, S. 5 f.)

Ein dritter Aspekt schließlich bezieht sich auf 
die Formenvielfalt des Engagements. In der Un-
terstützung von Flüchtlingen bildet die Alltags-
betreuung einen zentralen Bereich. Die Beglei-
tung bei Behördengängen, Sprachunterricht, die 
Unterstützung im Umgang mit bürokratischen 
Angelegenheiten, Übersetzungsdienste und Be-
ratung in sozialen Angelegenheiten sind zentra-
le Tätigkeitsfelder der Ehrenamtlichen (Karaka-
yali/Kleist 2015, S. 28). Besonders hoch ist die 
Hilfsbereitschaft bei Sachspenden. Die Sach-
spende ermöglicht es auch solchen Menschen 
zu helfen, bei denen der Wunsch, unterstützend 
tätig zu werden, mit einer Scheu vor der direkten 
Begegnung mit Flüchtlingen gepaart ist. Darüber 
hinaus sind auch viele traditionelle Träger bür-
gerschaftlichen Engagements – Vereine, Kirchen-
gemeinden usw. – beteiligt. Zum Beispiel sind 
viele Sportvereine darum bemüht, Flüchtlinge 
in laufende Angebote einzubeziehen oder ihre 
Sportstätten für zusätzliche Angebote zu öffnen 
(vgl. Deutscher Fußball-Bund/Die Beauftragte 
der Bundesregierung 2015).

Daneben aber entstehen auch innovative For-
men des bürgerschaftlichen Engagements für 
Flüchtlinge. Beispielhaft dafür stehen die Refu-
gee Law Clinics, die mittlerweile an gut einem 
Dutzend Universitäten in Deutschland existie-
ren oder in der Gründung sind. Studierende der 
Rechtswissenschaften stellen ihr Wissen unent-
geltlich für die Rechtsberatung von Asylbewer-
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bern und Geduldeten zur Verfügung und wer-
den dabei von den juristischen Fakultäten, an 
denen sie angesiedelt sind, fachlich begleitet. Sie 
versuchen damit, die bestehenden Defizite in der 
rechtlichen Beratung von Asylsuchenden auszu-
gleichen. Law Clinics greifen das Vorbild US- 
amerikanischer Hochschulen auf, die ein Bera-
tungsangebot für Menschen bereitstellen, die 
aufgrund ihrer finanziellen und persönlichen 
Situation nur einen eingeschränkten Zugang zu 
qualifizierter Rechtsberatung haben.

Beispielhaft innovativ verbindet sich bürgerschaft-
liches Engagement aber auch mit neuen Formen 
der Wohnunterbringung von Asylsuchenden, so 
beispielsweise im Sharehaus Refugio der Berli-
ner Stadtmission und im Grandhotel Cosmopo-
lis in Augsburg (vgl. Aumüller/Daphi/Biesen-

kamp 2015, S. 51 ff.). Dort leben Einheimische 
und Asylsuchende in gemeinsamen Wohn- und 
Kulturprojekten zusammen; so verbindet sich zi-
vilgesellschaftliches Engagement mit neuen For-
men der gesellschaftlichen Teilhabe von Flücht-
lingen (vgl. Abschnitt „Flüchtlinge als zivilgesell-
schaftliche und politische Ak teure“).

Als begünstigend wird von Koordinatoren und 
Engagierten in der Flüchtlingsarbeit gewertet, 
dass die Freiwilligen selbst bestimmen können, 
wie intensiv ihre Berührungspunkte mit den 
Flüchtlingen sind. Es existiert ein breiter Ein-
stiegskorridor in das Engagement und es kön-
nen sich auch solche Freiwillige handwerklich 
und versorgend betätigen, die nicht allzu eng 
mit dem Schicksal einzelner Menschen in Be-
rührung kommen möchten.

Bedeutung des zivilgesellschaftlichen Engagements für die Integration

Für die meisten Helfenden aber bedeutet das 
Engagement für Flüchtlinge, dass sie eine ganz 
besondere Zuwendung zu Menschen aufbauen, 
die ihnen bislang unbekannt waren und die sich 
in einer besonders prekären Lebenssituation be-
finden. Flucht und Asyl konstituieren eine au-
ßergewöhnliche biografische Situation, die von 
geflüchteten Menschen als ein abgrundtiefer 
Riss in ihrem Leben empfunden wird. Persönli-
che Verlusterfahrungen und Traumata müssen 
verarbeitet werden und die künftige Lebenspla-
nung hängt von Umständen ab, die sich durch 
das eigene Handeln oft nur bedingt beeinflussen 
lassen. In einer rigiden Asylpraxis war es lange 
Zeit in Deutschland offiziell verpönt, im Zusam-
menhang mit nicht anerkannten Flüchtlingen 
von einer Integration zu sprechen – geschweige 
denn, Integration mittels entsprechender staatli-
cher Maßnahmen zu unterstützen. Diese Praxis 
unterliegt gegenwärtig einem grundlegenden 
Wandel: Auch Flüchtlinge, deren Asylverfahren 

noch nicht abgeschlossen ist, verfügen mittler-
weile über einen erleichterten Zugang zu den 
Angeboten der staatlichen Integrationsagentu-
ren.

Unabhängig davon hat aber zu jeder Zeit allein 
durch den Aufenthalt und dadurch erforderli-
che Interaktionen eine wie auch immer geartete 
faktische Integration auch von nicht anerkann-
ten Flüchtlingen stattgefunden. Studien belegen, 
dass das zivilgesellschaftliche Engagement einen 
positiven Einfluss auf die soziale Integration von 
geflüchteten Menschen ausübt – insbesondere 
wenn dieses in Form persönlicher Kontakte er-
folgt (Aumüller/Bretl 2008, S. 184 f.). Die Sozial-
arbeiterin Misun Han-Broich hat in einer empi-
rischen Studie untersucht, was das ehrenamtli-
che Engagement für die Flüchtlinge, denen es 
zugutekommt, selbst bedeutet (Han-Broich 2012 
und 2015). Sie kommt dabei zu dem Ergebnis, 
dass zivilgesellschaftliches Engagement einen 
essenziellen Beitrag zur Integration geflüchteter 
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Menschen leistet. Diese Integration findet in 
mehreren Dimensionen statt:

• in einer kognitiv-kulturellen Dimension (Den-
ken),

• in einer sozial-strukturellen Dimension (Han-
deln),

• in einer seelisch-emotionalen Dimension (Füh-
len) (Han-Broich 2012).

Die kognitiv-kulturelle Dimension umfasst Lern-
beziehungen aller Art, die geflüchtete Menschen 
mit Sprache, Verhalten, Normen, Werten und 
Erwartungen der aufnehmenden Gesellschaft 
vertraut machen. Der Lerneffekt beruht dabei 
im günstigen Fall auf Gegenseitigkeit: Auch frei-
willig Engagierte machen Lernerfahrungen, set-
zen sich mit kultureller Verschiedenheit ausein-
ander und werden zu Mittlern und Meinungs-
multiplikatoren zwischen Geflüchteten und der 
hiesigen Gesellschaft (Han-Broich 2015, S. 46).

Der sozial-strukturellen Dimension sind kon-
krete Hilfestellungen zuzurechnen, die auf die 
Alltagsorganisation abzielen und geflüchtete 
Menschen zu einem eigenständigen Handeln in 
ihrer neuen Umgebung befähigen. Ehrenamts-
beziehungen können dabei auch als eine Art von 
Sozialkapital betrachtet werden. Das heißt, die 
Beziehungen zu freiwillig Engagierten können 
von Flüchtlingen in bestimmten Situationen 
nutzbringend eingesetzt werden, beispielsweise 
bei Schwierigkeiten mit Behörden, bei der Woh-
nungs- und Arbeitssuche, bei Schulproblemen 
der Kinder usw.

Die seelisch-emotionale Dimension schließlich 
umfasst Erfahrungen menschlicher Nähe, die 
zwischen Flüchtlingen und Helfenden entste-
hen. Für Flüchtlinge selbst, so die Feststellung 

in der Studie, ist diese besondere emotionale 
Komponente, die in Ehrenamtsbeziehungen ent-
steht, besonders wertvoll. Diese Beziehung kann 
über das Empfinden von Stagnation hinweghel-
fen, das sich in den langwierigen und kompli-
zierten Asylverfahren oftmals einstellt. Beson-
ders der Umgang mit Behörden gestaltet sich für 
geflüchtete Menschen häufig sehr schwierig: Man 
ist mit den unterschiedlichen Verwaltungszu-
ständigkeiten nicht vertraut, kann komplexe und 
bisweilen widersprüchliche Vorschriften nicht 
nachvollziehen und ist befremdet über die sach-
lich-unpersönliche Art des Umgangs mit einer 
Behörde. Eine gute Begleitung durch freiwillige 
Helfer kann das negative Bild, das Flüchtlinge 
von Deutschland erhalten, und das Gefühl, ab-
gelehnt zu sein, ausgleichen. Auch für traumati-
sierte Flüchtlinge kann eine persönliche Bindung 
an Ehrenamtliche manchmal eine therapeuti-
sche Funktion haben, wenn es gelingt, eine Ver-
trauensbindung aufzubauen (Han-Broich 2015, 
S. 46). Allerdings sollte die Aufarbeitung post-
traumatischer Belastungsstörungen nicht ehren-
amtlichen Beziehungen überlassen werden, son-
dern hier ist unbedingt der Einsatz von qualifi-
zierten Therapeuten erforderlich.

Das freiwillige Engagement in der Flüchtlings-
hilfe hat nicht nur eine integrierende Wirkung 
für Geflüchtete, sondern auch für die Menschen 
in der Aufnahmegesellschaft selbst. Freiwillige 
Helfer sind wichtige Multiplikatoren, die in der 
örtlichen Gesellschaft Verständnis für die Le-
benssituation von Flüchtlingen vermitteln kön-
nen. Sie tragen dazu bei, Vorurteile und Ängste 
in der einheimischen Bevölkerung abzubauen 
und möglicherweise auch solche Menschen zum 
Engagement zu bewegen, die bislang eher ableh-
nend gegenüber Flüchtlingen eingestellt waren.
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Erfolgsfaktoren und Reibungspunkte des 
freiwilligen Flüchtlingsengagements in der Kommune

Es gibt derzeit keine fundierte wissenschaftliche 
Untersuchung zur Qualität des zivilgesellschaft-
lichen Engagements für Flüchtlinge. Eine kürz-
lich erschienene Studie zur Aufnahme von 
Flüchtlingen in den Bundesländern und Kom-
munen, die die Autorin gemeinsam mit Priska 
Daphi und Celine Biesenkamp verfasst hat, be-
legt anhand mehrerer empirischer Fallstudien, 
dass ehrenamtliche Unterstützungsinitiativen 
nicht nur eine wichtige Funktion für verbesser-
te Betreuungs- und Integrationsangebote haben, 
sondern dass sie auch die Anwohnerreaktionen 
auf die Errichtung von Flüchtlingsunterkünften 
positiv prägen können (Aumüller/Daphi/Bie-
senkamp 2015, S. 155 ff.). Beispielhaft hierfür 
sei die 2014 eröffnete Gemeinschaftsunterkunft 
in Berlin-Britz genannt. Eine lokale Anwohner-
initiative aus der Britzer Hufeisensiedlung mit 
dem Namen „Hufeisern gegen Rechts“ setzte 
sich gleich nach Bekanntwerden des Baupro-
jekts dafür ein, fremdenfeindliche Mobilisie-
rungsversuche durch rechtsextreme Gruppen 
zurückzudrängen und ein Willkommensbünd-
nis für die erwarteten Flüchtlinge zu organisie-
ren. Nicht immer gelang dies in Einklang mit der 
Informationspolitik des örtlichen Rathauses, das 
im Anfangsstadium der Planungen zunächst auf 
eine Verschleierungstaktik setzte und damit erst 
recht „Besorgnisse“ in Teilen der lokalen An-
wohnerschaft weckte. Die Anwohnerinitiative 
in Berlin-Britz zeichnet sich durch eine beson-
dere Kommunikationsbereitschaft mit der loka-
len Nachbarschaft, aber auch durch eine starke 
Bereitschaft zur Vernetzung und Zusammenar-
beit mit ehrenamtlichen und professionellen Ak-
teuren in der Flüchtlingsbetreuung aus. Sie ist 
ein anschauliches Beispiel dafür, welchen ak-
zeptanzfördernden Einfluss zivilgesellschaftli-

ches Engagement für Flüchtlinge auf der loka-
len Ebene ausüben kann.

Aus den Interviews in insgesamt 16 bundesdeut-
schen Kommunen, die im Rahmen unserer Stu-
die geführt wurden, lassen sich verschiedene Be-
dingungen für ein gelingendes zivilgesellschaft-
liches Engagement für Flüchtlinge erkennen:

Arbeitsteilig vorgehen: Aus der Sicht der Un-
terstützer ist ehrenamtliches Engagement für 
Flüchtlinge kein Ersatz für eine professionell zu 
leistende psychosoziale und rechtliche Bera-
tungsarbeit. Die Aufnahme und Unterbringung 
erfordert in den Kommunen eine professionelle 
Struktur für solche Bereiche, für die Ehrenamt-
liche nicht zuständig sein wollen oder können. 
Viele Unterstützer agieren aus einem nachbar-
schaftlichen Selbstverständnis heraus und sehen 
es nicht als ihre Aufgabe an, geschultes Fach-
personal (Sozialarbeiter, Juristen, Psychologen), 
das in der Flüchtlingsarbeit dringend erforder-
lich ist, zu ersetzen.

Beispielgebend ist in dieser Hinsicht das Kon-
zept zur Aufnahme und Integration von Flücht-
lingen in Bremen, das 2013 vom Bremer Senat 
beschlossen wurde.2 In diesem Konzept wird 
eine klare Arbeitsteilung zwischen professionel-
lem und ehrenamtlichem Handeln vorgenom-
men. Alle Bereiche struktureller Integration – 
von psychosozialer und rechtlicher Beratung 
über Spracherwerb, Kinderbetreuung und Bil-
dung bis Integration in den Arbeitsmarkt – bil-
den eine staatliche Kernaufgabe. Durchaus wird 

2 Gesamtkonzept zur Aufnahme und Integration von 
Flüchtlingen in der Stadt Bremen sowie weitere Maß-
nahmen zur kurzfristigen Unterbringung, Stand: 13. 
September 2013, https://www.bing.com/search?q=-
Konzept%20Aufnahme%20Fl%C3%BCchtlinge%20
Bremen&pc=cosp&ptag=ADC890F4567&form=-
CONMHP&conlogo=CT3210127.
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dem zivilgesellschaftlichen Engagement dabei 
eine wichtige unterstützende Rolle zugemessen, 
doch unterliegt es in seiner Ausgestaltung dem 
Prinzip der Freiwilligkeit und Eigenkreativität.

Professionelle Begleitstruktur schaffen: Eh-
renamtliches Engagement für Flüchtlinge benö-
tigt eine professionelle Begleitstruktur, wenn es 
dauerhaft und nachhaltig sein soll. Hauptamtli-
che Koordinatoren können hilfreich darin sein, 
die Verbindung zwischen Unterstützern und 
Flüchtlingen herzustellen. Koordinatoren sind 
deshalb wichtig, um die Rahmenstruktur, inner-
halb derer sich das Engagement vollzieht, auf-
rechtzuerhalten und um Geldmittel für eine bes-
sere Unterstützung einzuwerben. Vielerorts kom-
men Asylsuchende für eine begrenzte Zeit in 
die Gemeinschaftsunterkunft und gehen wieder 
– aber die ehrenamtliche Unterstützungsstruk-
tur muss über diese Fluidität hinweg aufrecht-
erhalten werden. An einer professionellen Be-
gleitung hakt es allerdings besonders in kleine-
ren Städten und Gemeinden, wo sie entweder 
aufgrund mangelnder Ressourcen völlig fehlt 
oder von hauptamtlichen Mitarbeitern zusätz-
lich zu ihren regulären Aufgaben geleistet wer-
den muss.

Kontinuität und Verlässlichkeit: Zivilgesell-
schaftliches Engagement für Flüchtlinge benö-
tigt eine kontinuierliche Unterstützung durch 
die Verwaltung. Bisweilen beschränkt sich diese 
darauf, Flüchtlingsinitiativen in ihrer Grün-
dungsphase zu begleiten und sich dann völlig 
aus dem Kontakt zurückzuziehen. Die Freiwilli-
gen selbst müssen dann notwendige Sachmittel 
und die erforderliche Logistik organisieren, die 
sie für die Flüchtlingsarbeit benötigen. Oft ent-
steht daraus ein Unmut, von der Verwaltung al-
leingelassen zu werden. Eine verlässliche Unter-
stützung aus der Verwaltung heraus bedeutet 
zudem, dass sich auch weitere kommunale Ein-
richtungen, beispielsweise der Kinder- und Ju-

gendarbeit, aktiv an dieser Unterstützung betei-
ligen und ihrerseits zielgruppenspezifische An-
gebote in den Flüchtlingsunterkünften anbieten 
müssen.

Vernetzung der Freiwilligen unterstützen: Die 
Rolle der Verwaltung sollte vor allem darin lie-
gen, die Vernetzung des Engagements für Flücht-
linge auf der kommunalen Ebene zu unterstüt-
zen. Die beiden knappsten Ressourcen aus der 
Sicht der Engagierten sind das Geld und das ei-
gene begrenzte Zeitbudget. Unterstützer benö-
tigen daher eine zeitschonende Form der Ver-
netzung. Dafür braucht es durchdachte Schnitt-
stellen, die eine optimale Bereitstellung von In-
formationen ermöglichen, ohne dass Unterstüt-
zer ständig überall und an jedem Runden Tisch 
präsent sein müssen. Beispielsweise sollten kom-
munale Integrationsbüros personell so ausge-
stattet sein, dass von dort die Vernetzung effek-
tiv gesteuert werden kann.

Reibungspunkte vermeiden: Reibungspunkte 
entstehen dort, wo die Verwaltung engagierte 
Bürger auf die Funktion der Zuarbeiter und 
Handlanger reduziert. Ein intrinsisches Merk-
mal des zivilgesellschaftlichen Engagements ist 
seine Eigendynamik und die eigenständige Krea-
tivität, die daraus entsteht. Die Frage, wie weit 
der Steuerungsanspruch der Verwaltung mit 
Blick auf das zivilgesellschaftliche Engagement 
gehen darf, kann durchaus für Spannungen sor-
gen. Die folgenden Beispiele verdeutlichen, wie 
dieser Steuerungsanspruch variieren kann:

• In Bremen, wo die Selbsthilfeförderung tradi-
tionell stark verankert ist, wurde 2013 auf Ini-
tiative des Bremer Senats ein Stadtteilfonds 
für Flüchtlinge aufgelegt. Der Fonds ist weni-
ger dazu gedacht, um zivilgesellschaftliches 
Engagement für Flüchtlinge zu aktivieren, 
sondern um das bereits vorhandene Engage-
ment zu unterstützen. Er wurde als ein nied-
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rigschwelliges Instrument konzipiert, um An-
gebote von Bürgern mit den Interessen und 
Bedürfnissen von Flüchtlingen zusammenzu-
bringen. Ausdrücklich wird der Fonds nicht 
als ein Steuerungsinstrument verstanden, mit 
dem die Verwaltung ihre eigenen Vorstellun-
gen von „guter Integration“ zu realisieren ver-
sucht. Er ist auch kein Lückenfüller für struk-
turelle Integration: Sprachförderung, die In-
tegration in Kita und Schule, Angebote zur 
Ausbildungs- und Arbeitsförderung werden 
auf anderen Schienen möglichst gezielt durch 
Politik und Verwaltung gesteuert. Der Erfolg 
des Stadtteilfonds wird daran bemessen, ob 
es gelingt, tragfähige Kontakte zwischen den 
asylsuchenden Menschen und der Stadtgesell-
schaft herzustellen.

• Deutlich näher an den Bedarfen der Verwal-
tung angesiedelt sind Patenschaftsmodelle für 
Flüchtlinge. Sie werden oft aus der Verwal-
tung heraus in der Absicht initiiert, Hilfestel-
lungen, für die keine professionelle Sozialar-
beit erforderlich ist, an Freiwillige zu delegie-
ren (z. B. Begleitung bei Einkäufen, Arztbesu-
chen, Behördengängen). Häufig werden pro-
fessionelle Koordinatoren aus der Verwaltung 
abgestellt, die die Vermittlung zwischen Flücht-
lingen und Freiwilligen herstellen und eine 
Begleitung und ggf. Unterstützung der ehren-
amtlich Engagierten leisten. Neben der kon-
kreten Unterstützung von Flüchtlingen geht 
es in diesem Format oft auch darum, durch 
eine möglichst breite Einbindung von Bür-

gern eine Akzeptanz von Asylsuchenden in 
der Kommune zu schaffen und um Fremden-
feindlichkeit entgegenzuwirken.

• Eine dritte Variante kapriziert Freiwillige auf 
die Rolle der Improvisatoren in der derzeiti-
gen Massenzuwanderung. Sie ist ein krisen-
hafter Ausdruck dafür, dass die staatlichen In-
stitutionen damit überfordert sind, schnelle 
Hilfe zu organisieren. Konflikte treten hierbei 
häufig auf, weil die Ehrenamtlichen erkennen, 
dass sie Aufgaben erfüllen, für die sie eigent-
lich nicht zuständig sind. Gefühle der Über-
forderung, die unter Engagierten auftreten, 
haben mit der Wahrnehmung zu tun, Ver-
säumnisse in der früheren Politikplanung und 
fehlende Ressourcen in der Verwaltung aus-
baden zu müssen.

 Eine Folge dieses Einsatzes ist es allerdings, 
dass die – überwiegend mehrheitsdeutschen – 
Freiwilligen zunehmend eine interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung einfordern, die bis-
lang eher schleppend vorangegangen war. Sie 
fordern mehrsprachige Informationen für 
Flüchtlinge; sie dringen auf eine konsequente 
Öffnung der Regelangebote auch für Flücht-
linge, beispielsweise reguläre Jugendamtsleis-
tungen auch für schwangere Frauen im Asyl-
verfahren. Damit wird ein Druck auf die Ver-
waltung erzeugt, sich konsequenter als bislang 
den Anforderungen einer Einwanderungs-
gesellschaft zu stellen, die sich auch mit den 
Auswirkungen globaler Flüchtlingskrisen aus-
einandersetzen muss.

Unterstützung für die Unterstützer – was Bund und Länder 
für das zivilgesellschaftliche Engagement tun

Freiwilliges Engagement für Flüchtlinge ist nicht 
zum Nulltarif zu haben. Das Prinzip „Ehrenamt 
braucht Hauptamt“ gilt in besonderer Weise für 
das Flüchtlingsengagement, das eine gute Ab-

stimmung beider Kompetenzbereiche erfordert, 
um die Integration der Flüchtlinge effektiv un-
terstützen zu können. Vor allem viele größere 
Kommunen haben darauf reagiert, indem sie 
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hauptamtliche Stellen für die Koordination der 
Flüchtlingshilfe einrichten oder Mittel für Sach-
leistungen bereitstellen. Besonders im derzeiti-
gen Krisenmanagement sind es genau diese Ko-
ordinatorenstellen, die dringend benötigt wer-
den. Zur Unterstützung kommunaler Aktivitä-
ten haben mehrere Bundesländer Fonds aufge-
legt, aus denen das Ehrenamt für Flüchtlinge ge-
fördert wird:3

Das Land Baden-Württemberg legte 2015 das 
Förderprogramm „Gemeinsam in Vielfalt – Lo-
kale Bündnisse für Flüchtlingshilfe“ mit einem 
Gesamtumfang von einer Million Euro auf. Ein-
zelne lokale Bündnisse für das Flüchtlingsengage-
ment konnten aus diesem Fonds eine Zuwen-
dung in Höhe von 15.000 Euro beantragen.

• Bei der Integrationsbeauftragten des Landes 
Brandenburg können Zuwendungen an loka-
le Initiativen zum Aufbau einer Willkommens-
kultur beantragt werden. Gefördert werden 
Projekte und Einzelmaßnahmen freier ge-
meinnütziger Träger, kommunaler Träger und 
juristischer Personen des privaten Rechts, um 
ehrenamtliche, lokal wirksame Willkommens-
initiativen zu unterstützen.

• In Bremen existiert ein Stadtteilfonds zur För-
derung der Teilhabe von Flüchtlingen im 
Quartier. Ehrenamtliche Initiativen können 
einen Zuschuss für Aktivitäten beantragen, 
die die Begegnung zwischen Zugewanderten 
und der Stadtgesellschaft ermöglichen. Der 
Fonds knüpft an die Tradition der Selbsthilfe-
förderung und der damit geschaffenen de-
zentralen Strukturen in Bremen an und fun-
giert als ein niedrigschwelliges Instrument, 
um Angebote von Bürgern mit den Interes-
sen und Bedürfnissen von Flüchtlingen zu-
sammenzubringen. Maßnahmen der struktu  

3 Ich danke meinem Kollegen Dr. Frank Gesemann 
(DESI) für diese Übersicht der Länder-Förderfonds.

rellen Integration sind davon ausgenommen 
und fallen in den Zuständigkeitsbereich der 
Landesbehörden (Aumüller/Daphi/Biesen-
kamp 2015, S. 89 ff.).

• In Hamburg können Menschen, die sich in 
der Flüchtlingshilfe engagieren, über den Fonds 
„Flüchtlinge und Ehrenamt“ Sach- und Ho-
norarmittel bis zu einer Höhe von jeweils 100 
Euro beantragen.

• In Nordrhein-Westfalen ist das Landespro-
gramm „Ehrenamt in der Flüchtlingshilfe“ an 
die Kommunalen Integrationszentren ange-
bunden. Pro Kommune (Kreise und kreisfreie 
Städte) stehen 18.000 Euro zur Verfügung, die 
zur Unterstützung verschiedenster ehrenamt-
licher Aktivitäten sowie zur Qualifizierung 
des Ehrenamts für Flüchtlinge verwendet wer-
den können.

• In Rheinland-Pfalz werden über das Programm 
„Wir tun was“ Ehrenamtsprojekte zur Förde-
rung der Integration von Flüchtlingen finan-
ziell unterstützt. Gefördert werden Kleinpro-
jekte mit einer Höhe von jeweils bis zu 150 
Euro.

• In Schleswig-Holstein bestehen Fördermög-
lichkeiten für ehrenamtliche Tätigkeiten für 
und mit Flüchtlingen im Rahmen des Landes-
engagement-Programms „Engagiert in SH“. 
Der konkrete Fördermittelumfang ist derzeit 
nicht ersichtlich.

Die Übersicht zeigt eine deutliche Variations-
breite in der Mittelausstattung. In der Praxis aber 
schreckt der bürokratische Aufwand für den 
Abruf von Mitteln viele Flüchtlingsinitiativen 
davon ab, diese zu beantragen. Dies betrifft ins-
besondere Kleinstförderungen: Aktive in der 
Flüchtlingsarbeit betonen, dass es oftmals ein-
facher, zeit- und kräfteschonender sei, kleinere 
Sachausgaben über Privatspenden zu finanzie-



betrifft: Bürgergesellschaft
Flüchtlingszuwanderung und bürgerschaftliches Engagement

12

ren, als sich auf das formale Antragsverfahren 
für die Einwerbung öffentlicher Mittel einzulas-
sen. Hier müssen vereinfachte Verfahren zur 
Anwendung kommen, durch die Freiwillige nicht 
bürokratisch überlastet werden.

Auf Bundesebene startete im Dezember 2015 
das Sonderprogramm „Bundesfreiwilligendienst 
mit Flüchtlingsbezug“. Hierfür stellt der Bund 
neben den bestehenden regulären 35.000 Stel-
len des Bundesfreiwilligendienstes 10.000 neue 
Dienstplätze mit Flüchtlingsbezug zur Verfü-
gung. Für das bis 2018 befristete Programm 
sind 50 Millionen Euro jährlich in den Bundes-
haushalt eingestellt. Als Freiwillige sollen auch 
Flüchtlinge mit einem gesicherten Aufenthalts-
status einbezogen werden. Für sie sind zu Dienst-
beginn bei Bedarf ein mehrwöchiger Intensiv-
sprachkurs und begleitende Maßnahmen zur 
Verbesserung ihrer Sprachkenntnisse vorgese-

hen. Ein solcher Einsatz von Freiwilligen mit 
eigener Fluchtgeschichte könnte, wenn er mit 
sinnvollen qualifizierenden Maßnahmen ver-
bunden wird, zugleich auch den Übergang in 
den Arbeitsmarkt erleichtern.

Die erst allmählich anlaufende materielle Unter-
stützung des zivilgesellschaftlichen Engagements 
für Flüchtlinge steht im Kontrast zur symboli-
schen Anerkennung, die es erfährt. Mittlerweile 
kursieren jede Menge öffentliche Auszeichnun-
gen für Engagierte. Zahlreiche Ratgeber geben 
Tipps für das ehrenamtliche Engagement. Viele 
Integrationsbeauftragte setzen auf ihrer Netz-
seite Links, über die örtliche Engagementmög-
lichkeiten für Flüchtlinge kommuniziert wer-
den. Eine langfristige Unterstützung des hohen 
Engagements für Flüchtlinge aber wird mit ei-
ner Low-Budget-Strategie nicht zu bewerkstel-
ligen sein.

Flüchtlinge als zivilgesellschaftliche und politische Akteure

Die Wahrnehmung von Flüchtlingen wird in der 
Aufnahmegesellschaft stark durch ihre Opfer-
rolle bestimmt. In Deutschland angekommen, 
erscheinen sie zunächst als Objekte von Verwal-
tungshandeln und paternalistischer Hilfe. Ihre 
Erwartungen und ihre starke Motivation, das 
eigene Leben nach der Flucht nochmals neu zu 
gestalten, wird dabei viel zu wenig zur Kenntnis 
genommen. Jedoch sollten die Flüchtlingsmär-
sche und -proteste seit 2012 zumindest das Be-
wusstsein dafür geschärft haben, dass auch 
Flüchtlinge politische Akteure sind, die mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln Einfluss 
auf die Ausgestaltung ihrer Lebensbedingungen 
zu nehmen versuchen. Es soll daher abschlie-
ßend ein kurzer Blick auf das zivilgesellschaftli-
che und politische Engagement von Flüchtlin-
gen geworfen werden.

Bis vor Kurzem noch war selbst das ehrenamtli-
che Engagement von Flüchtlingen stark regle-
mentiert. Solange ihnen die Aufnahme einer Be-
schäftigung untersagt war, konnte Asylbewer-
bern und Geduldeten selbst eine ehrenamtliche 
Tätigkeit in Vereinen als Ordnungswidrigkeit 
ausgelegt werden, sofern sie hierfür keine schrift-
liche Erlaubnis der Ausländerbehörde vorlegen 
konnten (Boettcher 2010, S. 42). In dieser Vor-
schrift bildete sich die jahrzehntelang praktizier-
te Desintegrationspolitik gegenüber Asylsuchen-
den ab. Flüchtlinge sollten auf allen Ebenen von 
einer Eingliederung in die Gesellschaft abgehal-
ten werden, wozu auch die Integration über ein 
zivilgesellschaftliches Engagement gehörte. Die 
Zustimmung durch die Ausländerbehörde ist in-
zwischen nicht mehr erforderlich, wenn Flücht-
linge unbezahlt in Vereinen oder Verbänden 



betrifft: Bürgergesellschaft
Flüchtlingszuwanderung und bürgerschaftliches Engagement

13

mitarbeiten möchten. Viele Asylsuchende wer-
den in der anhaltenden Flüchtlingsaufnahme 
selbst unterstützend aktiv.

Über das zivilgesellschaftliche Engagement von 
Flüchtlingen existieren derzeit vor allem anek-
dotische Eindrücke. Im gegenwärtigen Flücht-
lingsdiskurs wird die Stimme der Geflüchteten 
kaum gehört. Aus manchen Unterstützerkreisen 
wird berichtet, dass die Bewohner von Gemein-
schaftsunterkünften noch wenig dazu zu bewegen 
seien, beispielsweise an Gremiensitzungen teil-
zunehmen (Aumüller/Daphi/Biesenkamp 2015, 
S. 95). Bislang existieren auch kaum Erfahrun-
gen mit der Einrichtung von Heimbeiräten in 
Gemeinschaftsunterkünften, wie sie in einigen 
Bundesländern, so in Sachsen und Sachsen-An-
halt, in manchen Unterkünften installiert wer-
den. Diese Beiräte werden von den Bewohnern 
gewählt und sollen ihre Mitwirkung im Heim-
betrieb gewährleisten (vgl. ebd., S. 46).

Auch zur politischen Artikulation von Flücht-
lingen in Deutschland laufen erste Forschungs-
arbeiten gegenwärtig erst an. Noch fällt die Ein-
ordnung von Protest und Widerstand geflüchte-
ter Menschen als politische Aktionsform schwer. 
Die neueren Protestbewegungen gelten zwar als 
„nachhaltig und transnational vernetzt“ (Mc 
Gauran/Hudig 2014, S. 28) und somit von punk-
tuellen Mobilisierungen abgrenzbar, dennoch 
gibt es beträchtliche Lücken in unserem Ver-
ständnis der Entstehung und Dynamik des Pro-
testes von Flüchtlingen in Deutschland.4

Die enorme Zuwanderung geflüchteter Men-
schen, die aller Voraussicht nach zumindest mit-
telfristig noch anhalten wird, wirft eindrücklich 
die Frage auf, wie die Partizipation von Men-
schen gedacht werden kann, die über keinen 

4 Ich bedanke mich bei Frau Dipl.-Pol. Sabine Klotz (Uni-
versität Erlangen-Nürnberg) für die Informationen zu 
ihrem Promotionsvorhaben zu Protesten von Asylsu-
chenden und Flüchtlingen in Deutschland.

gesicherten Aufenthaltsstatus verfügen und die 
von wesentlichen Bürgerrechten ausgeschlossen 
sind. Obwohl in der politischen Theorie bereits 
seit einiger Zeit eine Debatte um diese Frage 
stattfindet (vgl. zum Beispiel Benhabib 2008), 
fehlen noch Erfahrungen, wie eine gesellschaft-
liche Teilhabe von aufenthaltsrechtlich ausge-
grenzten Menschen auf der lokalen Ebene prak-
tisch umgesetzt werden kann. Ich halte dies für 
eine entscheidende Frage künftiger demokrati-
scher Entwicklung, weil das Ankommen von 
Menschen, von denen ein Teil längerfristig bleibt, 
ein Teil wieder gehen wird, mittlerweile einen 
grundlegenden Modus im gesellschaftlichen Pro-
zess bildet und auch weiterhin bilden wird. In-
teressante Impulsgeber können experimentelle 
Wohn- und Lebensformen sein, wie das Grand-
hotel Cosmopolis in Augsburg, eine Flüchtlings-
unterkunft, in der Asylbewerber und Hotelgäste 
gemeinsam ein Haus bewohnen und in der zu-
sätzlich ein öffentliches gastronomisches Ange-
bot und Künstlerateliers untergebracht sind. Die 
bislang vorherrschende räumliche Abtrennung 
von Asylbewerbern und geduldeten Flüchtlin-
gen wird hierbei aufgelöst. Der Anspruch des 
Grandhotels ist es, nicht nur Flüchtlinge unter-
zubringen und zu versorgen, sondern einen viel-
seitig und gemeinsam genutzten Kulturort zu 
gestalten. Initiativen wie das Grandhotel Cos-
mopolis arbeiten daran, die dominante gesell-
schaftliche Sichtweise auf „den Flüchtling“ als 
eine marginalisierte soziale Figur zu überwin-
den, indem das Recht auf Teilhabe auf die ge-
samte Stadtgesellschaft unabhängig vom staats-
bürgerlichen Status projiziert wird. Sie fügen 
sich damit in lokal fundierte Konzepte der sozia-
len Partizipation ein, die in der kritischen So-
zialforschung unter dem Stichwort der „urban 
citizenship“ diskutiert werden – die Mitgestal-
tung und Teilhabe am städtischen Leben durch 
alle dort lebenden Menschen (vgl. Hess/Lebuhn 
2014).
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Ausblick

Noch befindet sich das zivilgesellschaftliche En-
gagement für Flüchtlinge vielerorts in einem 
Krisenmodus und die Frage nach der länger-
fristigen Integration bleibt ausgeblendet. Den-
noch ist es ein Gebot der Stunde, Konzepte, 
 Ideen und Strategien zu entwickeln, wie es lang-
fristig weitergehen kann mit der Integration der 
Hunderttausende, die nach aller Voraussicht in 
Deutschland bleiben werden. Welche Rolle zivil-
gesellschaftliches Engagement für Flüchtlinge, 
aber auch von Flüchtlingen in diesem Prozess 
spielen kann, sollte umgehend bedacht werden. 
Dabei wird es stärker als bislang auf das ge-
meinsame Gestalten ankommen. Eine einseitig 
gelebte Willkommenskultur, wie sie derzeit im 
zivilgesellschaftlichen Engagement Tausender 
Menschen zum Ausdruck kommt, ist nur eine 
halbe Willkommenskultur. Die andere Hälfte be-
steht darin, den willkommen Geheißenen die 
Chance zu verschaffen, ihrerseits etwas zurück-
geben zu können und dadurch eine elementare 
Form der Selbstachtung zu wahren.

Die derzeitige Flüchtlingsaufnahme stellt Deutsch-
land vor eine strukturelle Herausforderung enor-
men Ausmaßes. Sie erfordert umfassende ge-
sellschaftspolitische Investitionen: in den Woh-
nungsbau ebenso wie in Sprachkurse, in das Bil-
dungswesen und eine unterstützende Arbeits-

marktpolitik. Hierbei ist eine klare Grenzziehung 
erforderlich zwischen den staatlich zu leistenden 
Aufgaben einer strukturellen Integration und 
einem zivilgesellschaftlichen Engagement, das 
die soziale Integration geflüchteter Menschen 
voranbringt. Das Engagement der Bürger ent-
lässt Staat und Politik nicht aus der Verantwor-
tung, möglichst rasch tragfähige Angebote für 
die Integration der Neuzuwanderer auf den Weg 
zu bringen und für eine vernünftige Finanzie-
rung zu sorgen. Andernfalls wird zivilgesell-
schaftliches Engagement schlichtweg verheizt.

Zur Autorin

Jutta Aumüller, Diplom-Politologin, Dr. phil., 
Studium der Politischen Wissenschaft und 
Volkswirtschaftslehre an der Freien Universi-
tät Berlin. Ihre Arbeitsschwerpunkte sind die 
Integrationspolitik von Bund, Ländern und 
Kommunen, Interkulturelle Öffnung, Flücht-
lingspolitik, Religion und Integration, Demo-
kratie und gesellschaftliche Partizipation so-
wie die Prävention von Rechtsextremismus. 
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nahme in den Bundesländern und Kommu-
nen sowie zur Arbeitsmarktintegration von 
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Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Demokratie“ 
der FriedrichEbertStiftung

Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Demokratie“ ist in diesem Diskurs seit dem Jahr 2001 ein Fo-
rum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politischen De-
batte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politische Bera-
tung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzustellen. 
Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reformdebatte.

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements und 
des darin liegenden Demokratisierungspotenzials und die Staatsmodernisierung zusammenzubrin-
gen. Das Augenmerk des Arbeitskreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und 
entsprechender Partizipationschancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Moderni-
sierungsanforderungen an staatliche Instanzen und Akteure.

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Arbeits-
ansatz: Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft, 
Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen können, 
ihre fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. Neben die-
sen ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen themenspezifisch 
kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen.

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür-
gerschaftlichen Engagements und der Entwicklung der Bürgergesellschaft förderlich sind. Sie werden 
zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten aufge-
griffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang dem 
Informations- und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxisfelder.

Der Arbeitskreis wurde 2002 von Dr. Michael Bürsch (†) und Albrecht Koschützke gegründet. Er ist 
organisatorisch beim Forum Politik und Gesellschaft der Friedrich-Ebert-Stiftung angesiedelt und wird 
geleitet von Willi Brase, MdB, unterstützt durch eine Steuerungsgruppe (Dr. Stefanie Elies, Dr. Serge 
Embacher, Dr. Ansgar Klein, Dr. Susanne Lang, Prof. Dr. Roland Roth).

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Ergebnisse der Plenardebatten sind auf den Internet-
seiten des Arbeitskreises dokumentiert: http://www.fes.de/buergergesellschaft/

Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft „Analysen – Analysen des Ar-
beitskreises“ oder http://www.fes.de/library/ask_digbib.html.
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